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legung der Europäischen Menschenrechts-
konvention ist als verbindlich zu akzeptie-
ren. $ 53 AuslG ist dementsprechend zu
ändern.  Abschiebungsschutz muß auch
dann gewährt *erden, wenn keine staatl i-
che Ge*alt existiert.

d ) Familienasyl im Sinne uon $ 26 AsylVfG
wird auch denjenigen Ehegattinnen, Ehe-
gatten und Kindern gewährt, die über einen
sogendnnten sicheren Drittstaat eingereist
sind. Der Familiennachzug [ür Konventions-
flüchtl lnge wird, wie von UNHCR gefor-
dert, ermöglicht.

e) Eine Ver[olgung aus geschlechtsspezifi-

schen Gründen muß entsprechend der
Beschlüsse des Exekut ivkomitees des
UNHCR und der Beschlüsse der Frauen-
ministerinnenkonferenz vom 25.1 26. Juni
1991 in Asyluerfahren berLicksichtigt wer-
den. Eine entsprechende Klarstellung muß
in $ 51 AuslG er . fo lsen.

O 
Das sogenannte Flughafenverfahren

L . ist ersatzlos zu streichen.

  
VerbesserungenimVerfahrensrecht

t J .
Für ein schnelles, faires und zugleich rechts-
stadtl ich einwandfreies Asylrecht fordert PRO
ASYL Ve,besserungen im Verfahrensrecht .
- Das Bundesamt für die Anerkennung dus-

ländischer Fli;chtl inge hat eine umfassende
Sachaufklärung durchzuführen. Die Einze-
lentscheiderinnen und -entscheider haben
durch entsprechende Nachf,agen Klarheit
zu schaffen. Widersprüche sind den Asyl-
suchenden mitzuteilen und durch Nachfra-
gen bei der Anhörung zu klären. Bezwei-
[eln Einzelentscheiderinnen und -entschei-

der  Angaben,  muß ausdrückl ich nach
Beweismöglichkeiten gefragt werden.

- Das Amt des Bundesbeauftragten [ür Asy-
langelegenheiten ist abzuschaflen.

- Der besonderen Situation unbegleiteter min-
derjähriger Flüchtl inge ist Rechnung zu tra-
gen, indem dem Asyluerfahren ein ,Clea-
ringverfahren. vo,geschaltet wird.

- Der besonderen Situation von Folteropfe,-
nund aus geschlechtsspezifischen Gründen
verfolgten F auen muß Rechnung getragen
*erden, indem ein sogenanntes 'nachträg-
liches Vorbringen. nicht mehr als 'gestei-
gertes" und somit unglaubwürdiges Vor-
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bringen gewertet wird. Stellungnahmen
unabhängiger Sachverständiger (Fachärztin-

nen und -ärzte, Psychologinnen und Psy-
chologen,  Sozia lpädagoginnen und
pädagogen insbesondere der Psychosozia-
len Behandlungszentren für Fli;chtl lnge und
Folteropfer) sind zu berücksichtigen.
Eine unabhängige Verfahrensberatung muß
gesetzlich verankert und in erreichbarer
Nähe ru allen Außenstellen des Bundes-
amtes install iert werden.
Die wissenschaftl ich unseriösen'Spr.achanu-
lysen. in Fällen, in denen das Herkunfts-
land angeblich zweilelhaft ist, sind als unzu-
verlässig einzustellen. Bisher entscheidet
das Bundesamt oft ohne ausreichende
Sachaufk lärung in fahr läss iger  Ei le .  Die
Folge ist ein Verfahrensstau vor den Gerich-
ten. Unsere Vorschläge werden dazu
führen, daß Asyluerfahren so*ohl sorgfälti-
ger als auch insgesamt schneller als bisher
durchgefi;hrt *e,den.

A Ein effektiuer Rechtsschutz im gericht-
+ . l ichen Verfahren muß wieder herqe-
stellt werden. lm Eilverfahren muB ein Antrag
auI Zulassung der Beschwerde eingeführt wer-

tr "Altfallregelung"
J .
Die Justiz wird durch eine ,Ältfallregelung"

entlastet. Ausländerinnen und Ausländern,
deren Verfahren sei t  dem 14.  Mai  1996
(Datum des Grundsatzurteils des Bundesver-
[assungsgerichts) anhängig sind und deren
Verfahren zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieser Anderung noch gerichtl ich anhängig
sind, wird eine Aufenthaltsbefugnis erteilt.

Uberdies wird aus humanitären Grün-
den eine Altfallregelung fü, Flüchtl inge (auch

solche ohne Status), die länger als 5 .Jahre in
Deutschland sind (2. B. Fli;chtl inge aus Bos-
nien- Herzegowina, Restjugoslawien), erlas-
sen. lhnen ist eine Aufenthaltsbefugnis zu
erteilen.

2 Hä*efallregelung im
Lf . Ausländergesetz
In 0 SS Abs.  4 AuslG müssen Spie l räume
für humanitäre Entscheidungen in Einzel[ällen
geschaffen werden. Eine Hartefallklausel ist
einzufügen. In einem solchen gesetzlichen Rah-

;::O;0..". 
H;rte[allkommissionen gebildet

-l Abschiebungshaft
f .

Die monatelange, bis zu 1 112 Jahren dau-
ernde Abschiebungshaft ist abzuschaffen. Für
einen demokratischen Rechtsstaat ist es völl ig
ausreichend, Abzuschiebende kurzfristig und
vorübergehend festzuhal ten,  wenn d le
Abschiebrng anders nicht gesichert *erden
kann.

6 Soziale Situation von Flüchtl ingen
( J .

Das Asylbewerberleistungsgesetz ist ersatzlos
abzuschaffen. Die sozialrechtl iche Sonderbe-
handlung von Flüchtl ingen ist zu beenden.
Weder die Unterbringung in Lagern, noch
Arbeitsverbote, noch die Sonderbehandlung
durch das Asylbewerbe,leistungsgesetz sind
mit Menschenrechtsstandards zu vereinbaren.
Asylbewerbe,n ist - wie anderen auch - prin-
zipiell eine Erwerbstätigkeit zu gestatten und
die Füh,ung eines eigenverantwortl ichen
Lebens zu ermöglichen. lst der Betreffende
hierzu nicht imstande und bedarI er öffentl i-
cher Mittel, hat er diese - wie andere auch -

a ls  Sozia lh i l fe  zu e,hal ten.  Durch e ine Stre i -
chung von 0 53 Asyluerfahrensgesetz wird
die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünf-
ten als Regelfotm der Unterbringung abge-
schafft; durch eine Anderung von $ 47 Asy-
luerfahrensgesetz wird die Moglichkeit eroff-
net, auch außerhalb einer Erstaufnahmeeinrich-
tung zu *ohnen. Unbegleitete minderjährige
Flüchtl inge drjrfen nicht in Lagern, sondern
allen[alls in Einrichtung en der Jugendhil[e
untergebracht werden. Konventionsflüchtl inge
(Anerkennung nach $ 51 AuslG) müssen in
sozialrechtl icher Hinsicht mit Asylberechtigten
nach Art .1 6a GG gleichgestellt werden
Dia entsprechenden gesetzlichen Regelrngen
sind diesbezüglich zu ändern .

Dieser Text ist eine Kurzfasung/ nerdusgegeoen von

PRO ASYL.
Der vollständige Text mit Begründungen ,nd kon-

kreten Gesetzesvorschlägen kann bei PRO ASYL

oder über den Flüchtlings,ut oezogen weroen.
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Patitikerff nffi*n äur t**ichtlinsspolitlk
lm Folgenden veröffent l ichen wir ( in olphobetischer Reihenfolge) verschiedene Stel lun-
gnohmen von Porteienvertretern und -vertreterinnen. Angeschrieben wurden Bundes-
und Londtogsobgeordnete oller Pqrteien. Leider hoben sich nicht olle Porteien zurück-
gemeldet. Anstelle eines Beitroges der CDU veröffentlichen wir einen Auszug der
CDU/CSU-Wohlplottform (siehe Kosten).

Angelika Beer (Btindnis
9Ol Die Grünen, MdB)

Liebe Freundinnen und Frcunde,

nachstehend möchte ich Euch - wie
uon der Redaktion des "Schleppers" e,6e-
ten,  e inen Uberbl ick übur  d ie Posi t ionen der

Grünen zur  F lücht l ings-  und Migrat ionspol i -

t ik geben. Wer an ausführlichem Material
interessiert ist, kann über die Bundesge-

schäf tsste l le  von BÜNDNIS 90 /  DIE

GRUNEN (Te l :  02  28 /91  66  1321139
oder Fax:  02 28191 66-232) das Bun-

destagsprogramm und wei lere Info-Bro-
schüten anfordern.

Die Mogl ichkei t ,  heute mi t  Euch

über den "Schlepper"  zu [ommuniz ieren vet-

bietet es, den wertvollen Platz mit dem
Abdruck des l7ahlprogramms zu verschwen-

den.  Vie lmehr möchte ich auI  e in ige zurücL-

liegende sowie aktuelle Vorgänge eingel'ren,

die bei mir 
'!fut, 

Entrüstung uber ranchmal
-  angesichts der  fakt ischen Großen Koal i t ion
in Bonn bei  Fragen der  Ausländerpol i t ik  -

auch Hi l f los igkei t  hervorru[en.  WahlkampI
programme gel ten in  der  Regel  b is  zum
!7ahl tag.  Und d ie schönsten bzw. in  d iesem

Fal l  humanen und demokrat ischen Posi t ions-
äußerungen hel fen wenig,  wenn dann in der
pol i t ischen Praxis  in  e inem brei ten Konsens
uon CDU/CSU/FDP und SPD am kümmer-
lichen Rest der Grundrechte gesägt wird .

Deshalb -  und wei l  zum ersten Mal
die reale Chance besteht, die seit 1 6 Jah-
ren regierende Ausländerf ei ndl ichkeit bei der
Bundesiagswahl abzulösen - aber auch weil

d ie Not*endigkei t  besteht ,  auI  e ine mögl i -

che rot -grüne Koal i t ion Druck auszuüben,
damit  e in Pol i t lkwechsel  in  der  F lücht l ings-
und Migrat ionspol i t ik  vorgenommen wird,

eles

möchte ich a l le  ermuntern,  dem immer wei-

ter nach rechts rückenden polit ischen Kon-

sens in Deutschland eine Demokratieoffensi-
ve entgegenzusetzen. Eine Partei allein kann
die besten Ziele haben - aber sie kann deren

Umsetzung nicht versprechen. Und so sind
auch d ie Grünen darauI  angewiesen,  daß
der Widerstand gegen ein "weiter so" uon

einem brei ten Bündnis getragen wird,  von

Ge*erLschaften, von Künsterlnnen, krit i-

schen Ve,bänden, Kir.hen, Asyl-Gruppen,

Flücht l ingsin i t ia t iven,  Menschenrechtsorgani-

s a t i o n e n  . . . . . .
Die Polit ik der letzten Jahre im

Flücht l ings-  und Migrat ionsbereich is t  n icht

anders als schizophren zu lezeichnen. Nach

dem Motto "Ein zuviel an Asylrecht fördert

den angebl ichen Asylmißbrauch,  deshulb
müsse man das Asylrecht retten - und um es

zu retlen, wurde es abgescha[[t. Mehr
Demokratie stand [rüher für ein Chancen-
gleichheit, soziale Gerechtigkeit, folurun;.,
Schutz und Hi l fe  fur  d ie Sch*achen.  Heute
geht  es um ein Mehr an \T i r tschaf t ,  e in
Mehr an 'Wachstum, e in Mehr an Prof i t .  A ls
vor  gut  5O Jahren d ie Eckpfe i ler  des

Grundgesetzes [ormul ier t  wurden,  g ing es

um die uer fassungsrecht l iche Gurant ie,  d ie
Würde des Menschen -  a l ler  Menschen -  zu

achten.  Heute wird d ie Würde des Men-

schun nach Einkommen, nach Haut[arbe,
nach Staaisangehörigkeit dilferenziert, 6zw.
mißachtet. Aus diesem - und vielen weite-

ren Gründen - ist es das Ziel von Bündnis
9OlDie Grünen, eine Merhheit fLir die \Vie-

derherste l lung des Grundrechts auf  Asyl  zu

erkämpfen.

Rückbl ick:  Abschot ten -  Ablehnen -

Abschieben -  Aushungern
Ke in  ande re r  a l s  de r  Sch lesw ig -

Ho ls te in i sche  B lo rn  Engho lm  ebne te  im

Jah r  1992  den  Weg  zu  dem sogendnn -

t e n  " A s y l - K o m p r o m i B " .  D i e s e r  v o n

CDU/CSU,  SPD und  FDP se t rasene
Kompromiß  füh r te  im  Jah r  1993  zu (

Grundgese tzände rung .  S ie  i s t  d i e  Man i -

f es t i e rung  de r  En tso l i da r i s i e rung .  Denn

16r T ie l  is t  es ,  Asyl t rchendu erst  gar

n i ch t  mehr  nach  Deu tsch land  e in re i sen  zu

lassen  (D r i t t s taa ten rege lung ) .  D ie  I ns t ru -

men te  de r  Abscho t tungspo l i t i k  s i nd  u .a .

d;e Flughaf ienregelung,  Die Visumspf l ich,

S a n k t i o n e n  g e g e n  F l u g g e s e l l r c h a f t e n
wenn  s ie  Pe rsonen  ohne  gü l t i ge  Pap ie re

transport ieren sowie d ie Pol i t lk  der  EU-

S taa ten ,  Asy l ruchendun  das  Rech t  au f

P rü fung  i h res  Asy lan t tages  zu  ve rwe ige rn ,

wenn  s ie  aus  e inem N ich t -EU-S taa t  e in -

re i sen  wo l l en .

N i ch ts taa t l i che  Ve r fo lgung  w i rd

n i ch t  a l s  Asy lg rund  ane rkann t .  De r  S ta tus

de r  Bü rge rk r i egs f l üch t l i nge ,  den  d i "  SPD

im Asy lbewerbe r l e i s tungsgese tz  a l s

E r rungenscha f i  ve rkau fen  *o l l t e ,  *u tde

n ie  umgese tz t .  Dami t  w i rd  e inem Groß-

te i l  de r  Menschen ,  d ie  vo r  Bü rge rk r i egen

ode r  uo r  s taa t l i chen  Repress ionen ,  d ie

ku l t u re l l  ode r  re l i g i ös  l eg i t im ie r t  *e rden

aber auch jenen,  d ie gefo l ter t  werden,

das  Grund rech t  a r f  Asy l  ve rwehr t .

D ie  Absch iebep rax i s  i n  Deu tsch -

l a n d  w i r d  v o n  e i n e m  I n n e n m i n i s t e r
Kan the r  ve ran twor te t ,  de r  d iese  abe r  nu r

au f rech te rha l t en  kann ,  we i l  d i e  k i nke l sche

Außenpo l i t i k  t r neh rend  un te r  asy lpo l i t i -

schen  Vo rbe  ha l t  ge rä t  und  den  Innenmin i -

s te rn  de ,  Lände r  d ie  Cou rage  feh l t ,
gegen  den  Wi l l en  Kan the rs  e inen  e igenen

s e c h s m o n a t i g e n  A b s c h i e b e s t o p p  i n

bes t immte  Lände r  und  Reg ionen  tu  e r l as -
s e n .

Und  d ie len igen ,  d ie  dennoch  ve r -

suchen ,  i h r  G rund rech t  au f  Asy l  e i nzu -
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- dls Mind€qahrige eingereiste Ausländer, die eine
Aufenthaltserlaubnis oder eine Aufenthaltsbe-
fugnis besitzen.

Sie alle bekamen nach bisherigem Recht
automatisch eine besondere Arbeitserlaubnis.
Wenn die neue Rechtsverordnung nicht die Rqe-
lungen des g 2 AEVO übernimmt, werden sie
nach Ablauf der Gult6keit ihrer bisher[en Arbeits-
genehmigungen nach dem 1 .1 .1998 (siehe die
Uberleitungsrqelung des I 432 SGB lll) nur
noch eine Aöeiserlaubnis nach neuem Recht - das
heißt: nur dann, *enn sich kein Deutscher oder
baronechtigter Ausländer auf die kweilige Stelle
vermitteln läßt - erhalten können. Nur in den Fällen,
in denen sie funf Jahre gearbeita oder sich seit min-
destens sechs Jahren im Bundesgebia aufgehalten
haben, werden Ausländer eine Arbeitsberechtigung
bekommen können. Problematisch wird es auch,
wenn die Rechtsverordnung nicht die H;rtefallrege-
lung des € 2 Abs. 7 AEVO übernimmt. lm
Gesetz ist keine entsprechende Bestimmung enthal-
ten. Die Regelung hat in jüngerer Zeit in der Recht-
sprechung eine gewisse Bedeutung elahren. 5o hat
beispielsweise das Sozialgericht Darmstadt entschie-
den, daß einem Ausländer, der *qen Vorliegens
uon Abschi6ungshindernissen (hier nach $ 53
Abs 4 Auslc) nicht abgeschoben werden dar[,
uber die Härtefallreseluns des 5 2 Abs. 7 AEVO
eine besondere Aöeitserlaubnis zu erteilen ist
(Beschluß vom 1 9.8.1 991 , S.9\AR-601191
A, AuAS 1991, 238). Das Sächsische L.an-
dessozialgericht hat im Fall des ausländischen Partnen
einer gleichgeschlechdichen Lebensbeziehury z*at
keinen Anspruch auf die Erteilung einer besonderen
Arbeitserlaubnis festgestellt, aber geurteilt, daß bei
der Prulung, ob die Versagung der besonderen
Aöeitserlaubnis eine besondere Harte nach Q 2
Abs 7 AEVO bedeuten würde, der auch fü,
gleichgeschlechdiche Lebensbeziehungen geltende
Schutz der Privatsphäre aus Art. 2 Abs. 1 GG,
Art 8 Abs. 1 EMRK dngemessen berucksichtigt
*erden muß (Urteil vom 3.4.1991, L 3 Al
45196, ln[AuslR 1997 , 414).

Bestimmte kiten werden auf die funf
Jahre Beschftigungszeit nicht angerechnet (9 286
Abs 9):

- die Dauer einer AÄeit, die der Ausländer vor
seiner Ausreise aus dem Bundesg6iet ,,unter
Aufgabe seines gewöhnlichen Aufenthalts" aus-
geubt hat. Mit anderen lTorten: Hat jemand in
Deutschland gearbeiiet, ist zwischenzeidich aus-
gereist (und dies nicht nur ftir einen kurzen
Urlaub) und dann wieder nach Deutschland

De. Schlepper Nr.3/4
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gekommen, ist 6:r die Berechnung der [in[Jahre
bis zur Erteilung einer Arbeitsberechtigung die
Dauer der Beschältigung vor der Ausreise irrele-
vant.

- die Daue, einer (Saison-) Beschäftigung, die
jemand auf Grund einer Ausnahmeregelung nach
einer Rechtsverordnung erhalten hat, obwohl er
seinen Wohnsitz/gewöhnlichen Aufenthalt im
Ausland hat.

- die Dauer einer Beschäftigung, f'.ir die der Aus-
länder auf Grund uon Ausnahmöestim-mun-
gen, die in einer Rechtsverordnung oder in zwi-
schenstaadichen Vereinbarungen enthalten sind,
genehmigungsfrei war. Mit anderen V7orten:

- Erfullte ein Ausländer die Voraussetzungen des $
284 Abs. 1 Satz 2 (siehe dazu oben
Abschnitt 4), ist diese Beschäftiguryszeit bei
de, Berechnung der fünl Jahre anrechenbar.

- Dasselbe gilt, wenn der' Ausländer auf Grund
von EG-Recht oder veryleichbaren Regelungen
keine Aöeitsgenehmigung benötigte (da es sich
hier nicht um zwischenstaadiche Vereinbarungen
handelt). Hierzu zählen nach meiner Auffassung
auch Regelungen auf Grund des Assoziations-
abkommens EG-Turkel (also vor allem Entschei-
dungen des Assoziationsrates), da auch dieses
kein zwischenstaddiches Abkommen ist. -

Das bedeutet zum Beispiel:
- Ein Ausländer, der am 

'1 .1 .1998 seit funf Jah-
ren mit einer allgemeinen oder einer besonderen
Arbeitserlaubnis nach bisherigem Recht beru[
stätig war, hat einen Anspruch auf eine Arbeits-
berechtigung.

- Ebenso hat Anspruch auf eine Arbeitsberechti-
gung, wer sich am 1 .1 .1998 ununterbrochen
sechs Jahre lang im Bundesgebiet aufgehalten
hat. In diesem Zusammenhang ist zu beachten,
daß das Gesetz lediglich von einem tatsächlichen
Aufenthalt sprrcht, nicht von einem erlaubten"
Aufenthalt. Damit sind auf diese kt aucF, die
Dauer eines Asyluerfahrens c/rer einer Duldung
anrechenbar.

Eine weitere Voraussetzung ist, daß der
Ausländer nicht zu ungünstigeren A/o,eitsbedingun-
gen als deutsche ,\beitnehme, beschäftigt werden
soll (9 286 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2).

8. Anspüche auf bistungm des
Arbeitamtes

Auf eine ganze Reihe von Leistungen des

Arbeitsamtes (Arbeitsberatung, Aöeitsvermittlung,

Berufsberatung, Ausbildungsplawermittlung etc.,
aber auch Arbeitsloseryeld) hat in der Regel nur
Anspruch, wer arbeitslos ist. Arbeitslos' wird all-
gemein in 5 1 6 kurz und dann noch einmal im
Zusammenhang mit der Leistung Arbeitslosengeld"
in den 90 1 1 8-1 19 umfansreich definie,t. Fü'
Ausländer wichtig ist, daß der Bare(bnde den Ver-
mittlungsbemühungen des Arbeitsamtes zur Verfu-

sung stehen muß (9 16 Nr. 2 und $ 1 19 Abs.
'1 

Nr. 2). Nach 5 1 19 Abs. 2 i. V m. Abs. 3
Nr. 1 steht jemand den Vermittlungsbemühungen
des Aöeitsamtes unter anderem dann zur Velü-
gung, wenn er eine versicherungspflichtige Besch[
tigung unter den r;blichen Bedingungen des fur ihn
in Baracht kommenden Arbeitsmarktes aufnehmen
und ausüben ... kann und darf."

Hieraus könnte nun geschlossen werden,
daß ein Ausländer, der (noch) keine Arbeits-
erlaubnis nach I 285 6e:;i!zt, eine Beschäftigung
nicht ausüben darf, deshalb den Vermittlungs-
bemühungen des Arbeitsamtes nicht zur Vur'ftlgrng
stünde und aus diesem Grund keinen Anspruch auf
Leistungen des A,ö'eitsamtes hätte.

Die Frage lautet also: Steht ein Ausländer,
der (noch) keine Arbeitserlaubnis nach I 285
besitzt, den Vermittlungsbemühungen des AAeit
samtes zur Verfugung?

Meiner Ansicht nach ja. Denn das
Aöeitsamt kann dem Ausländer eine Aöeitser-
laubnis erteilen, wenn unter anderem hieduch
keine nachteiligen l7irkungen aul den Arbeitsmarkt
entstehen(5 285Abs. 1 Nr'. 1) Damitistaber
die Moglichkeit eöffnet, daß das Arbeitsamt
einen beschäftigungssuchenden Ausländer selbst
aktiv auf eine Stelle vermittelt, [Lir die es weder
einen Deutschen noch einen beuorrechtigten Aus-
länder' finden konnte. Zumindest insoweit steht der
Ausländer also den Vermittlurysbemühungen des
Aöertsamtes .ur Ver-fügung.

Auch die Bedinsung des S 1 19 Abs. 3
Nr. 1 (,,... und darf') ändert nichts an diesem
Erg6-nis: Denn selbstverständlich ddrf ein Auslän-
der, dem das Arbeitsamt eine Stelle vermittelt hat,
auf die es weder einen Deutschen noch einen ande-
ren bzuorrechtigten Ausländer ver-mitteln konnte,
eine Arbeitserlaubnis ftlr die Beschäftigung auf die-
ser Stelle erhalten, weil 6 hierdurch offensichdich
keine nqativen Auswirkungen auf den ArheitsmarLt
zu ewarten sind Damii darf er aber diese Beschf-
tigung auch ausüben, sodaß die Bedingung des 5
1 19 Abs 3 Nr 1 erfullt ist

Begrüßenswert ist, daß die Förderung der
Berufsausbildung immerhin auf Ausländer aus-
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gedehnt worden ist, die Abschiebungsschutz nach

5 5t Abs. 1 AuslG sa'idhn (0 63 Abs. 1 Nr.
6) Damit ist dieser Personenkreis den Asylberech-
tigten, Kontingentflüchdingen, EU-Ausländern und
anderen privilegierten Gruppen gleichgestellt.

Andere Inhaber von Aufent-haltsgenehmigungen
und sogar Auslända mit einer Duldury können
dann die Förde-rungsmaßnahmen zur Berufsausbil-

dung in Anspruch nehmen, wenn sie sich vor
Beginn der foderungsfdhigen Ausbildung "insgesamt

funf Jahre im Inland aufgehalten haben und recht
mäßig eweöstätig gewesen sind' (Q 63 Abs. 2
Nr .  1 ) .

Problematisch ist jedoch die Regelury über

die Sprachförderuns in den Sg 419 und 420.

Bedauerlicheweise sind hier mehr oder weniger
unverändert die Bestimmungen der 55 62a, 626
AFG a. E übernommen worden. Hiernach können
z'"a, Arylberechtigte und Kontingentfluchtlinge Lei-

stungen wdhrend Deutsch-Sprachlehrgängen erhal-
ten, nicht pdoch Auslander, die gern. g 70 As/l-
VfG eine Aulenthaltsbefugnis auf Grund einer Fest-

stellung von Abschiöungshindernissen nach I 51
Abs. 1 AuslG besitten. Damit geht der Streit um
die Förderung dieser Menschen weiter. Eine Ko.
rektur hatte sich dem Gretzgüer eigendich auf-

drdngen müssen.

Schon der Präsident der Bundesanstalt fLlr
Abeit hat - nach RucLsprache mit dem Bundesmi-
nisterium fur Atbeit und Sozialordnungl - da Auf-
fassung vertreten, die Teilnahme von Flüchtlingen im
Sinne der Genfe, Fluchdingskonvention, die eine
Aufenthaltsbefugnis auf Grund von g 70 Aryl
VfG besitzen, ,,an Maßnahmen der beruflichen
Fortbildung und Umschulury , zu denen auch
Deutschsprachkune ru rechnen sind, sei drrchurt
"möglich, soweit die sonstigen Förderungworausset-
zungen erfüllt sind" (Schreiben des Präsidenten der
Bundesanstalt fur Aöeit an den Deutschen Caritas-
uerh,and in Freiburg vom 3.1 .1991). Das Sozial-
gericht Aachen hat kuzlich in einem Urteil das
Arbeitsamt uerpflichta, die Teil-nahme eines Fhicht-
lings, der Abschi6ungsschutz nach 0 51 Abs. 1
AuslG genoß, an einem Deutschsprachlehrgang zu
fördern. Hiernach ist I 62a AFG a. E (und dem-
entspre-chend g 420 SGB lll) in verfassungsl@n-
former Auslegung dahiryehend zu agänzen, daß
auch diejenigen Ausländer anspruchsbe,echtigt sind,
die auf Grund einer Feststellung des Vorliegens von
Abschiebungshindernissen nach 5 51 Abs. 1
AuslG Aufenthaltsbefqnisse ahalten haben.

Dem ist zuzustimmen: Eine Differenzierung
politisch Ve,folgta nach der Art ihrer Aufenthal*-
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genehmigung bei der Frage, ob ihnen der Zugang

zum Arbeitsmarkt im Zufluchdand ermöglicht wer-

den soll, widerspricht nicht nur den Bestimmungen
des Abkommens über die Rechtsstellung der Flucht-
linge von 1951 (Genbr Flüchdingskonvention),

dessen Art. 94 Abs. 1 Buchstabe a) ausdrücklich

die Gleichbehandlung aller Konventionsflüchdinge

mit den Staatsangehörigen des Aufnahmestaata

auch in Bezug auf ,,Lehzeit und Berufsausbildung
(hiezu sind auch Sprach- und lVerterbildungsmaß-
nahmen zu zählen) ve/angt, sondern auch dem

Gleichbehandlungss6ot aus Art. 3 Abs. 1 GG.
Der Gre+zgüer wollte sicherlich nicht völkenecht-

lich und verlassungsrechdich rechtswidriges Recht

setzen. Deshalb ist S 62 a AFG a. E, $ 420

SGB lll so zu verstehen, daß wie Asylberechtig&
und Kontingentflüchtlinge auch Flüchdinge im Sinne
des 5 51 Abs. 1 AuslG Anspruch auf Förder-

maßnahmen haben.

9. Vaordnungsermäd*igung und
WeisungsrecJrt

Oben ist bereits mehrfach auf die Mog-

lichkeit hing€wiesen worden, du,ch Rechtwerord-
nung Ausnahmefälle zu regeln. Das Bundesministe-

rium [ür Arbeit u Sozialordnung hat hierfLir eine
umfassende Verordnungsamächtigung erhalten (5

288 s. 1). Fur. die Einzel-heiten sei auf den lVort-

laut dieser Bestimmung vewviaen.

Nach einer Mitteilung des Diakonischen
Werks Bavern war Ende Mai 1997 noch kein
(Rehrenten-) Entwurf einer Rechsuerodnung bei

der Bundesanstalt fur Aöeit bekannt.
Hinzu kommt, daß das Bundesministerium

fur AAeit und Sozialordnung der Bundesanstalt [ür

Arbeit zu' Durchführung der 55 28+-288 und
der hierru ergangenen Rechtsverordnung(en) sowie
zur Durchftihrrng uon EU-Recht und von zwi-

schenstaatlichen Vereinbarungen über den Zugang

zum Arbeitsmarkt erteilen kann (0 ZgA Abs. 2).
lnsoweit ist die Selbst bestimmung der Bundesan-

stalt fur Arbeit von Gesetzes weqen einqeschränkt.

10. Anderungen des
Auslandarccht

Das AFRG enthält mehrere Vorschriften

zu, Anderung des Ausländergesetzes, der Durch-
liihrungwerordnung zum Ausländ erg*dz, der Aus-

länderdatenribermittlungsverordnung und der
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Arbeitsaufenthalteve,ordnung (Art. 33 36
AFRG) sowie des BSHG (Art. 20 AFRG
relevant ist [ii, Auslande, die Äde,ung des € t g

Abs. 2 Satz 3 BSHG), die pdoch im wesendi-

chen ,edaktioneller Not sind (Aderung uon Ver-

weisen auf das AFG b.*. die AEVO in Verwei-

se aufdas SGB lll bz*. die dazu ergehende Rechts-
verordnung, Ädurrng der Arbeitserlaubnistermino-
logie).

1 t. Abschlie{3ende Bemerkrngm

Das SGB lll soll nach Art. 83 Abs. 1

AFRG am 1 .1 1998 in l(aft traen. Zu diaem

kttpunk sollen das gerade erst geänderte AFG,
die AEVO und ASAV außer l(aft treten. Mö9

licherweise wird dann auch die Rechtwerordnung .u

den 09 28+-988 SGB ll l  erlassen sein.
Für das Ventändnis und die An*endung

der nqen Abeitsrechtsbestimmungen sollte man

sich auch ständlg bewußt sein, daß die Grrndsdtte
namentlich der 05 1 und 3 SGB I, die B*tir-
mungen über die Auklärungs-, Beratungs- und

Auskunftspflicht (99 13 1 5 SGB l), die Rege-

lungen Liber die Miwi'trnsspflichten (99 60 ff

SGB l) sowie die Verfahrenrg,undsätze des SGB
X und namendich die dort in 95 67 ff enthaltenen
Bestimmungen über den Datenschutz unmittelbar

anwendbar sind.

Abkürzungen:

Abs. Absatz
AEVO Arbei tser laubnisverordnrng
a. I  a l te(r)  Fassung
AFG Arbei tsf  örderungsgesetz
AFRG Arbei tsförderungsreformgesetz
Art .  Art ikel
AsylVfG Asylver[ahrensgesetz
AuAS Auslände,-  und Asyl ,echtsschnel ld ienst
AuslG Ausländergesetz
BAfoG Bu ndesausbi  ldungs[örderu ngsgesetz
B ErzGG Bundeserzieh u ngs geldgesetz
BGBI I  Bundesgesetzblat t ,  Tei l  I
BKGG Bundeskinderseldgesetz
GG Grundgesetz
lnfAuslR In lormat ionsbr ie[  Auslände,recht
LPK BSHG Ul, ich-Arthur Birk u.  a ;  Leh'-  und Pra

xiskommentar rur  BSHG
4.Auf l  ,  Baden-B adzn 199 4

SGB Sozialsesetzbuch
SGB I  Erstes Buch Sozialgesetzbuch
SGB l l l  Dr i t tes Buch Sozialgesetzbuch
SGB X Zehntes Buch Sozralgesetzbuch
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